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I. Beschwörung dcö Burg- und Landrechtö.

^rt. 1 i72<>. Luccrn wünscht die Ernclicruug des Burg- und Landrechtö mit dem Abt von St. Gallen
>Kllt, oder daß dasselbe wenigstens für dicßmal nur von zwei Auögeschosscneu auö jeder Gegend an dem

erneuert und beschworen werde, an welchem auch ihre fürstliche Gnaden cö beschwören werden. Uebrigcnö
^ es die Meinung aus, daß Schwyz jetzt die Reihe treffe, einen Hauptmann nach Wyl zu setzen. Schwyz

friert. Msch 150 z 17 '») ß 2. 17Ä0. Den 16. Mai 17-10 beschwört Cölestin II., der neu cr-
Abt von St Gallen, in dem Kloster zu Rorschach vor den Gesandten der IV Schirmortc, die Hand

? Meßbuch haltend den Schirmbricf und reicht jedem Gesandten die Hand. Darauf werden auf dem
?^'MlgSplatz dem Volke im Beisein der Gesandten und dcö Abtes das Schirm- und Landrecht und der Eid
>lcseu, welchen dasselbe mit aufgehobenen Schwörfingcrn leistet. Glockengeläut-, Geschützcösalvcn.Auf

Weise wird zu Lommctschwyl, Goßau und Wyl die Huldigungeingenommen.Zu Wyl wird von Rath
^ Bürgerschaft der Eid geleistet, ohne daß von denselben ein Vorbehalt ihres 1492 erhaltenen FrcihcitSbriefcs

oder das Vcrlan'gcn gestellt wird, daß ihnen darum ein Revers zugestellt 'verde., möchte. «Der
enthält eine bis inS geringste Detail gehende Schilderung des Ccremomcls.jAbsch. 468.

^"M. ^ «on Sckwv, wurde das Burg- uud Laudrccht mit dem Abte und der alten Landschaft
"Ud ToaacnMn^aUr.ttvrtcn 17''0 deschworen. Der Abt macht sich anheischig, Schwyz für die zwei Jahre vom

Jn.n 172Y au^mcknet ^000 Gld. zu geben, wenn kein Hanptmann in Wyl residieren werde, mit Vorbehalt des Rechtes
Schwyz, einen Hanp.mann nach alter Gewohnheit zu setzen und residieren zu lassen.
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2. Landshauptmann zu Wyl.
». Verzeichniß der Landshauptleutc.

Art. 3. 172«. Schwyz. Balthasar Pfyl.
1722. Glarus. Fridolin Streifs.
1724. Zürich. Hans Kaspar Nüscheler.
172«. Lucern. Johann Ludwig Hartmann.
1728. Schwyz. Franz Anton Reding.
173«. Glarus. Johann Peter Zopfi.
1732. Zürich. Hans Rudolf Steiner.
1734. Lucern. Kaspar Leontius Zurgilgen.
173«. Schwyz. Joseph Leonhard Jnderbitzin.
1738. GlaruS. Johann Christian Steheli.
174«. Zürich. Hans Heinrich Fries.
1742. Luccrn. Franz Jakob Joseph Zurgilgen.

b. Landshauptmann Müller.

Art. 4. 1711. In Betreff der Landshauptmannschaftzu Wyl meldet Glarus, daß nach dem orde»^^.
Umgang die Katholischen seines Standes einen Hauptmanngewählt haben. Zürich und Bern erwidern/
sie wohl wissen, zu waS 1451 die ehemaligen Schirmorte sich versuchtet und wie es gekommen !^/ ^
sie einen Hauptmannals Repräsentanten der IV Schirmorte zu Wyl aufgestellt hätten. Da aber die ^ ,
des Abtes von St. Gallen an sie, die beiden Stände, gefallen seien und der Aarauerfriede bloS in Bczb - ^
auf die gemeinen Vogtcien Glarus in seinem Rechte unperturbicrt lasse, so könne ein solcher Rcpräsentü^^
IV Orte nicht mehr aufgestellt werden. Wolle aber GlaruS sich feierlich verpflichten, den Schirm dieser ' ^
über sich zu nehmen, so wollen beide Stände das anhören und zu Billigem Hand geben. GlaruS aber u ^
Ansicht, daß mit dem abgeänderten Status jener Lande die rcciprocicrlichcn Pflichten zwischen ihm ^
GotteShauSleutcnnicht aufhören, dringt darauf, daß man es seiner Rechte nicht beraube, und berichtet ^
fremdliche Sache" seinen Obern. Absch. 65, 8 3. jj 5. l 71 1 Bern schlägt vor, daß beide Stände, Zürich und ^
dem Herrn Müller, welcher von GlaruS zum Landshauptmann erwählt worden war, als Entschädigung ^
gehabte Kosten aus gutem Willen 16(1 Thaler für seine zwei Jahre geben sollen, daß er dann aber dalpU' ^
bleiben habe. Die Gesandtschaft Zürichs nimmt diesen Vorschlag all i-oka, oallum. Absch. 74, 8 9-
171«. Glarus spricht die Hoffnung aus, daß Zürich und Bern ihm an seinen Rechten und Emolu»U ^
auf welche es kraft des Burger- und Landrechts mit dem Abt von St. Gallen und dessen alter Lands^
Betreff der LandshauptmannstelleAnsprüche habe, keinen Eintrag thun werden. Zürich und Bern bezieh^ ^
auf den vorjährigen Abschied, erklären sich zu nichts verbunden, sind jedoch geneigt, dem erwählten Landd-^^
mann eine Ergetzlichkcit zukommen zu lassen. Glarus, dafür nicht instruiert, nimmt daö Angehörte be¬
llum. Absch. 83, zit. 7. 1717 Glarus erklärt, daß es mit den Vorschlägen Zürichs und
treffend den Schirm, wie sie dieselben 1715 gemacht, nicht einverstanden sei. Die Gesandtschaften
Stände nehmen die Sache all instrueullum. Absch. 106, 8 7. 8. 1717. Glarus wiederholt diese Erk u ^
und spricht die Hoffnung aus, daß Zürich und Bern dem von Glarus gewählten Landshauptmann ^
gehörigen Emolumentewerden zukommen lassen, da die GottcShauslcutc ihrer Eide und Pflichten geg^'
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Zulasse» worden seien; ferner das! ihm nach erfolgtem Friedensschlüsse mit dem Abte sowohl sein Burg-
^ ^ndrccht, welches es mit dem Stift St. Gallen habe, als das Landrccht im Toggenburg in Betrachtung werde

werden. Zürich und Bern erklaren, daß sie bei künftigem Friedensschlußnichts zu Präjudiz von GlaruS
»»hnien werden, berufen sich auf ihre frühern Erklärungen und wiederholen ihre Bereitwilligkeit,den gewählten

Hauptmann aus freiem Willen „mit einer Discretion anzusehen", jedoch ohne Conscqucnz. Glaruö referiert.
i»>>1()8, g g ^ g 1718. Glarus wiederholt sein Verlangen. Zur Erledigung dieser Sache wird den Obrigkeiten
geschlagen, entweder dem erwählten Landöhauptmann eine billige Ergctzlichkcitangedcihcn zu lassen oder dein¬

en bei nun hergestelltemFrieden die wieder hergestellte Landshauptmannschast auf zwei Jahre zu geben. Absch. 125,
^ !I W. 172«. Glarus verlangt von Zürich und Bern eine Entschädigungfür den nach Wyl von ihm ge-

'glten Landshauptmann und glaubt um so eher zu dieser Forderung berechtigt zu sein, als jetzt Schwyz diese

k besetzen soll und der Abt von St. Gallen dem zum Landshauptmann gewählten Müller die Emolumcntc
wahres als Entschädigung geben wolle. Zürich hält den gewählten Landshauptmann dadurch hinlänglich

"visiert und lehnt jede Entschädigung seinerseits ab, da weder es, noch Bern daran Schuld sei, daß Müller
" ^>nt nichr habe antreten können. Bcrnö Gesandtschaft ist ohne Instruction und referiert. Absch. l59, 8 21.
Iis. 1725. Glarus wiederholt sein Ansuchen. Absch. 171, § 7. ß IIb. 1721. Glaruö wiederholt sein

Lehren wegen Entschädigungzu Gunsten der Erben Müllers. Zürich ist der Ansicht, daß es dabei sein Bc-
haben sollte, da Landhofmcister Püntincr im Namen des Abtes die Emolumcntc eines Jahres ihm zu

^ SÄen versprochen und er keine Kosten des Ausritts u. s. w. halber gehabt habe, auch GlaruS die Prästanda, so
die landshauptmannlichenEmolumentc zu prästicrcn gehabt hätte, nichterfüllt habe. Absch. 178, § 21. ß

^722. Glaruö wiederholt sein Begehren. Zürich glaubt das Scinigc dadurch gcthan zu haben, daß es

^seiner Kehr zur Besetzung der Stelle während 1718 und 1719 verzichtet habe und dadurch die Veranlassung
. "^n st^ vaß der Abt den während des Krieges vertriebenenLandshauptmann von Luccrn sowohl, als den

'Glarus aus diesen Emolumcntcn entschädigte. Bern stellt den Erben Müllers 150 Thalcr zu. Absch. 193,

^ ^ !! 13. 1725. Glaruö wiederholt sein Begehren. Zürichs Gesandtschaft referiert. Absch. 203, 8 2. »1?24. Glarus wiederholt sein Ansuchen um Jndcmnisation der Wittwe des nach Wyl einst gewählten

-^vhauptmmms Müller, welcher sein Amt des Krieges wegen nicht antreten konnte. Zürich stellt eine solche
^ Aussicht und referiert. Absch. 216, 8 4. ß 15. 1724. Zürich wird von Glarus nochmals um

^ ^"'isation der in bedaucrungswürdigcmZustande sich befindenden Erben des einst nach Wyl erwählten Lands-
"ptincums Müller angesprochen. Zürich will das Ansuchen nicht abschlagen, die Sache aber bis auf ihre
""NgcstM bleiben lassen. Absch. 221, 8 31. ß 16. 1725. GlaruS wiederholt sein Ansuchen an Zürich;

s^"^"»sl sich beiderseits auf die frühem Erklärungen. Absch. 229, 8 3. ß 17. 1725. Glarus wiederholt
l ' ^»suchen. Absch. 234, 8 41. » 18. 172«. GlaruS wiederholt sein Ansuchen nochmals.Zürich erwidert,

hj Differenz ihre Berichtigung wohl finden werde, wenn andere mit dem Stande Glarus noch schwebende

hjx äu einem erwünschten Ende kommen würden. Absch. 219, 8 22. ß 19. 1727. GlaruS und Zürich

z ^726. Absch. 266, 8 16. ß 20. 1728. Ebenso. Absch. 284, 8 27. ß 21. 17;;«. Ebenso. Absch. 315,
T -' Ü 22. 1752. Ebenso. Absch. 313, 8 3. ß 23. 1752. Glarus wiederholt sein Ansuchen. Zürichs
z.^''dtschast, ohne Instruction, referiert. Absch. 335, 8 18. ß 24. 1755. Nochmals. Absch. 357, 8 23. »

Die zürcherische Gesandtschaft ist ohne Instruction. Absch. 377, 8 19. ß 26. 1755.

z ^'»als. Die zürcherische Gesandtschaft will der Wittwe Müller Anliegen zu Hause empfehlen. Absch. 395,^ 27. 175«. GlaruS wiederholt sein Ansuchen. Die zürcherischeGesandtschaft antwortet, daß ihre
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gn. Herren und Obcrn der Wittwe Müllers 150 Thaler verordnet haben, wofür die glarnerische GesandtjV

frcundeidgcnössisch dankt. Absch. 410, 8 16.

o. Residenz des Landshauptinanns.

Art. 28. 1723. In Folge des Abschieds von 1720 fragt Zürich bei Anlaß der Wahl eines Landshw^

mannes an, ob wegen dessen Besoldung etwas abzureden sei, und ob man den Hauptmann nach Wyl schicken

um daftlbst zu residieren, oder ob er zu Hause bleiben und nur, wenn der Abt oder die Orte es nöthig finden,

Abtes Lande gehen soll. Zürich aber ist der Ansicht, daß derselbe in den abt-sanctgallischcn Landen residieren u»d^
der Abt das jeweilige LandshauptmannshauS zu Wyl herstellen und mir Möbeln versehen lassen oder, wen»

Gewählte ohne Familie käme, ihm in der Pfalz zu Wyl eine Wohnung einräumen solle. Ucbrigcnö siabe cs ^

Abschiede von 1720 und den Tractatcn von 1490, 1597 und 1680 zu bleiben. Der Gesandte des Abts

ebenfalls, daß der Landshauptmann in des AbtcS Landen residiere und verspricht die Herstellung des Law

hauptmannöhauses; die Aufnahme in der Pfalz sagt er nicht zu. Wolle aber ein Ort seinen Hauptin"»^
Hause behalten, doch so, daß er ans des Abtes Verlangen jeweilcn erscheine, so werde demselben alles

dem HauptmannSbriefe und dessen Erläuterungen in allen Treuen zukommen. Das alles nehmen die Ges^

ack iuslruonclum auf nächste Zusammenkunft der Schirmortc. Absch. 207, 8 46. 29. 1730. Glarus

das Ansuchen, es möchte dem von ihm nach Wyl erwählten Landshauptmann Johann Peter Zopfi, des

von Glarns, gestattet werden, nicht zu Wyl zu residieren. Glarus wird ersucht, denselben dahin zu vcr»»'^

daß er in Wyl residiere; läßt sich derselbe nicht bewegen, so soll ihm, jedoch ohne Conscquenz, gestattet st^
Glarus zu bleiben, da der Abt dessen zufrieden sei. In Zukunft aber soll ein jeweiliger Landshaupbw

zu Wyl residieren. Absch. 312, 8 40.

3. Beschwerden der Stadt Wyl.

St.

Gallen. Es wird beschlossen, den von der Stadt Wyl eingegebenen Aufsaß dem Abt von St. Gallen

senden und zuzuwarten, bis Zürich des Geschäftes halber mehrere Anregung thue. Die Beschwerden bei ^

aus 7 Hauptpunctcn und 70 „sonderlichen". Absch. 348, 8 5. ß 31. 1733. Es wird zur Beilegung

Differenzen eine Confercnz der IV Schirmorte zu Rorschach abgehalten. Nachdem durch den

Wyl und den Landschreiber des Thurgaus dem in Rorschach anwesenden Fürsten die Ankunft der

der IV Schirmorte gemeldet und daö Bcwillkonunungscompliment des Fürsten höflichst verdankt worden ^

erklärt derselbe, daß er seinen Entschluß, persönlich in der Sitzung zu erscheinen, geändert habe, um der

ichlcunigung der Geschäfte nicht hinderlich zu sein. Es werden die Abgeordneten beider Theile vor die

beschieden. Die Deputierten des Abtes fragen, ob diejenigen von Wyl nicht nur vom kleinen und vom lss ^

Nalhc, sondern auch von der Burgerschaft bevollmächtigt seien. Aus die Antwort derer von Wyl, daß P » .

Art. 30. 1732. Auf der Conferenz zu Luccrn eröffnen die Gesandten Lucerns denjenigen von

die ihnen sowohl mündlich als schriftlich zugegangenen Beschwerden der Stadt Wyl gegen den Abt vo»

einen Befehl, aber keine Vollmacht besäßen, eine solche aber früher in den Orten vorgewiesen hätten, ftr»^.. .

es bisher nicht Gewohnheit gewesen sei, die Burgerschaft wegen dieser Dinge zu versammeln, wird bei ) ^
daß die Deputierten nach Wyl zurückkehren und Vollmacht nicht nur vom kleinen und vom großen Rathe,

auch von der Bürgerschaft einholen sollen. Vor ihrer Abreise verlangen sie aber noch, daß die

welche zwar Bürger von Wyl, aber mit bcsondern Eiden dem fürstlichen Stifte St. Gallen verbünde» ^

zur Burgerversammlung nicht zuzulassen seien, während die sanctgallischen Deputierten erklären, daß »»
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^Uger Uebung die Pfalzräthc dicscn Versammlungen beigewohnt hätten, aber vorher ihres Amtseidcs entlassen

"'"Wen wären. Endlich verstehen sie sich dazu, daß sie die Pfalzräthc, wenil sie ihres AmtScidcs entlassen werden,

"^bst ermahnen wollen, der Versammlung nicht beizuwohnen, ihnen aber in Beziehung auf ihre bürgerlichen

^chte Willen lassen. Auf dieses hin reisen die Deputierten der Stadt Wyl ab und bringen

wie Vollmacht zurück. Diese, so wie die der fürstlich-sanctgallischcn Deputierten wird verlesen. Da aber

^ csste als nicht conform den in den Schirmorten eingegebenen Crcditiven erfunden worden und in derselben

Ichvn gewisse Bedingungen enthalten und vorgeschrieben sind, wie man die Sachen behandeln solle, so wird

Deputierten angezeigt, daß sie eine unlimitierte und anständigere Vollmacht beizubringen haben und ihnen

^ unanständige Aufführung vorgehalten. — Die Deputierten kehren mit einem „Gewaltsschcinc" zurück,

welcher in gehöriger Form erfunden wird. Da aber die Instructionen der Gesandten nicht gleichlautend sind

""b die Landsgcmcindcn bevorstehen, welchen einige der Gesandten beiwohnen müssen, wird mit Zustimmung deö

Arsten von St. Gallen die Confcrenz unter Ratificationövorbehalt aus den 27. Mai vertagt; zugleich wird

W Deputierten von Wyl noch angezeigt, daß, insofern sie noch mehr Bcschwcrdcpunctc hätten, sie dieselben noch

^gebcn sollten. Sie geben deren noch eine Anzahl ein. Da ihnen aber die Gesandten vergönnen wollen,

später noch welche einzugeben, sprechen die Deputierten des AbtS nachdrücklich den Wunsch auö, es möchten

^ütcr keine mehr angenommen werden, worin die Gesandten ihnen willfahren.

Am 27. Mai 1733 wird, wie früher, dem Fürsten die Ankunft der Gesandten notificicrt. Nachdem die

stierten von Wyl gegen die Anwesenheit deö Landshauptmanns bei den Sitzungen und namentlich

dessen Entscheid bei innestchcnden Stimmen crcipiert, die Gesandten aber die Erception gegen die

"Wesenheit desselben und die von ihm gehaltene Umfrage in den Sitzungen für unstatthaft erklärt hatten, die

aber, ob er bei inncstehcnden Stimmen die Entscheidung geben soll, zu behandeln auf den eintretenden

verschoben worden war, wird das Klaglibcll mit den Belegen verlesen. Die Instructionen der Gesandten

auf „umicablc Composition". Die Deputierten von Wyl verstehen sich dazu und wollen die Sache

gütlichen Ausspruch und zwar zu beschlossener Hand" überlassen; die sanctgallischen hingegen haben die

. ^tructivn, bei dem zu bleiben, was in den Orten eröffnet worden, und was in ihrer Vollmacht enthalten sei.

solchen Umständeil wird auf gemachten Rechtssatz der Parteien von Punct zu Punct folgendes rechtliche

^leil gejM — Hanptbeschwerdc I. betreffend das vom Stift St. Gallen angesprochene absolute und un-
^bztc univlzrsalv im;x;riuiu ot torritmialo impviium über Wyl. In Beziehung darauf wird gesprochen:

last der DonationS- und anderer Instrumente, der von den Schirmortcn von Zeit zu Zeit errichteten Sprüche

^ Verträge soll ein jeweiliger Fürst und gemeines Capitel zu st. Gallen der rechte, wahre, natürliche, einige
w- und Landesherr über die Stadt Wyl und deren Einwohner sein und heißen, folglich auch bei aller

^"it, Herrlichkeit, obrigkeitlicher Gewalt, Disposition und Ansehen ohne einigen Eingriff oder Ansprache

^^^n; »sie hinwiederum auch die Stadt Wyl bei den Rechten, welche sie laut Sprüchen und Verträgen
. ' bei ihren Gerechtigkeiten, rechtmäßigen Ucbungen und guten Gewohnheiten ruhig und ungckränkt ge-

und darwidcr nicht beschwert werden soll. Spoomlia. 1. Dem Abte und Capitel sollen die landherr-

Marchungcn allein zudicncn und gehören; wird aber die Marckung der „Eschen" der Stadt Wyl

genommen, so sollen dann die von Wyl auch dazu berufen werden. 2 und Des freien Zugs halber

w"u es lediglich beim Inhalt der Verträge bewenden dergestalt, daß die von Wyl bei dem freien Zug

^ )"bt und geschirmt bleiben sollen, jedoch in der Meinung, daß diejenigen, so fällig sich befinden, die

"ssu»g heim sürstlichen Stifte auswirken, widrigenfalls das Stift bei dem nachjagenden Recht vcr-
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bleiben und von daher die gehörigen Attestate! nehmen solle, jedoch daß der Stadt nicht benommen st^

Gcburtö- und Wohlverhaltungöschcine zu crtheilen. Ä. Weil dem Fürsten und dein Gotteshaus St. Gal^'

alle LandeShcrrlichkcit und alle hohen Regalien zuständig sind, worunter das Mannschaftsrccht cbenst'^

begriffen ist, und die von Wyl vermöge der Documcnte, Verträge, des Schirmbricfs von 115t, des

mannsbriefs von 1179 und der 1199 gemachten Erläuterung in kriegerischen Zufallenheitcn in ihren cigc»^

Kosten dem Fürsten zuziehen müssen, so läßt man es des Mannschaftsrcchtcs halber lediglich dabei bcwcn^

so daß Fürst und Gotteshaus hierin bestens geschützt und geschirmt sein sollen. Da nun aber der Fürst ^

angeborener Clemcnz und auf der Gesandten Fürwort die landesherrliche Verfügung gcthan, daß denen

Wyl innerhalb vier Monaten 18,009 Gld. zu ihrer Erquickung sals Entschädigung für die im Kriege von

gehabten Kostens zu Händen gestellt werden sollen, so soll diese Summe durch den Statthalter zu Wyl

Zuziehung des Landshauptmanns nach Anweisung der gutgeheißenen Titel vcrthcilt und jedem, so viel cö bellst^

zugestellt werden und damit dieses Geschäft seine völlige Endschaft haben, 3. Der Jurisdiction über die

schaftshäuser halber soll cS bei dem zwischen dem fürstlichen Stift St. Gallen und denen von Wyl 1723 dck

wegen errichteten Vergleich sein Verbleiben haben, t». Die Zulassung oder Abweisung der Marktschreier, Gau^'

Bärentänzer u. s. w. soll von dem Statthaltcreiamt Wyl abhangen. — Hauptbcsch werde II-, darüber na»"'

daß das Stift St. Gallen ein jus pr-veminens oder universal« der Wcltlichkcit zu Wyl anspreche undbehattp

daß die zu Wyl alle ihre Rechte nicht durch Gewohnheiten, sondern allein durch Brief und Siegel zu benutz"

haben; daß der Fürst und das Capitel denen von Wyl wegen ihrer Rechte, Freiheiten und Gcrcchtijffs^

über den großen Vertrag von 1192 bei Würden und Ehren nicht verbunden seien, und daß die von Mst ^

auf keine andern Gewohnheiten, als die in selbigem Vertrag ausdrücklich enthalten seien, bezichen kön»t'^

daß ihre Rechte, Freiheiten und Gerechtigkeiten nichts anderes, als des Gotteshauses Gnaden, und ihre Gcw»^

hellen nichts anderes, als dessen Indult« und gütliche Zulassung seien, welche ihnen vom Gotteshaus Mt»'

mit oder ohne Ursache entzogen werden könnten. — Da diese Beschwerde mit der ersten Hauptbeschwcrde ^

wandt ist, so soll auch für diese ebendieselbe Erkanntniß Geltung haben. Specisliu. 1. 2. Der Fürst h^ '

Ober- und Landesherr die Befugniß, so oft er findet, daß von denen zu Wyl wider Sprüche und Vertt"^'

wider Regiments- und Polizciordnung gehandelt wird, nach Anweisung des Vertrags von 1959 Art. 29, ^

selben durch Regimentsreccß zu ermahnen, daß sie denselben nachkommen. !. Die jährliche RcgimentSbcsetzung ^ '

wie bisher, auf die Zeit des neuen Jahrs festgestellt. Wird aber in der Zwischenzeit eine Rathsstellc erlciW'

so soll dieselbe, um dem verderblichen Practicicren und andern Unordnungen vorzubeugen, gerade Tags d«r>

wieder besetzt und die Wahl gewohnter Maßen vorgenommen werden. Streitigkeiten wegen der Kirchs

stühle sollen denen von Wyl zu bcurtheilen ferner überlassen werden, jedoch mit Vorbehalt der Appc^'^
3. Die svllleutiw sinxulai-es in Rceurs- und Appcllationssachcn sollen in andern Fällen vor dem Richter

Regal ausmachen, sondern selbigem lediglich überlassen sein, nach den sich ereignenden Umständen

was Recht sein wird, zu sprechen. <». Der Formalitäten halber bei Errichtung der Testamente läßt

lediglich bei der Wegwcisung des Erbrechts bewenden; wollte aber jemand davon abweichen, so s»9 rr ^
Confirmation bei Jhro fürstlichen Gnaden holen oder bei demjenigen auszuwirken suchen, welchem sic

dazu geben werden. 7. Die Beschwerde, daß das Stift St. Gallen seine vermeintlichen Rechte durch

fürstliche Dccretc wider die von Wyl zu verfechten angefangen habe, findet seine Erledigung in dem ^

über Hauptbeychwerde I, Spoeiolia 2 und 3. 8. Der Recurö an die IV Schirmorte soll denen von

Vorfallcnheitcn nicht benommen sein, sondern es bleibt dcßwegen bei dem Schirmbrics, den Sprüchen und
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^gen. «» und 10. In Ansehung des Verfällens der Strafbaren in gesetzte und ungesctzte Bußen bleibt es

^ der 1KZ5 gemachten und durch den im Vertrag von 1650 enthaltenen Bestätigung; auch sollen die von

sich keine Begnadigung anmaßen. 11. 12. Die Beschwerde derer von Wyl, daß das Stift St. Gallen

^ Stadt Wyl Rathsprotocoll wegen eines von Schultheiß und Rath ausgestellten GcburtöattestatS annulliert

^be, uud daß es denjenigen, welche sich zur Aufrechtcrhaltung der Rechte der Stadt Wyl gebrauchen lassen,

^Strafe drohe, findet in dem Spruche Hauptbcschwcrdc I, Spcoislis 2 und 3 ihre Erledigung. —

Hauptbeschwcrde Hl. daß daS Stift St. Gallen die alleinige Obrigkeit zu Wyl in der Stadt zu sein und

alleinige Botmäßigkeit und obrigkeitliche Gewalt also zu haben vermeine, daß die von Wyl ihre Jurisdiction

Bictung- und Büßungsgcwalt bloS aus Gnaden von dem Gotteshaus St. Gallen haben, und daß deß-

Schultheiß und Räth alljährlich ihr Regiment nach allen Punctcn und Artikeln von selbigem Gottes-

!>aus entlehnen müssen — diese Beschwerde fällt unter den Spruch über die Hauptbeschwerde I. — Specialis 1.

^ Bot und Verbot zu errichten und zu verkünden seien, gicbt der Vertrag von 1650 Art. 4 vollständige An¬

fang. I. Der Rcccsse wegen, durch welche das Stift St. Gallen Schultheiß und Stadtrath wegen der

kPmcntsverwaltung zu korrigieren sich angeblich anmaße, bleibt eS bei dem Spruche über Hauptbcschwcrdell.

l'veialm j 2. ». In Betreff der Abänderung des für die Rathöwahlcn bestimmten Tages bleibt es bei dem

Bruche über Hauptbcschwcrdc H. Spoe. 3. Ä. Weil der Vorschlag zu der jährlichen Rcgimcntsbcsetzung,

bei außerordentlichen Vacanzcn vom Fürsten abhangt, so soll es dicßfalls beim Alten verbleiben nach Inhalt

^ Vertrags von 1492 und der Erläuterung von 1502. 3 uud 0. Die Bestrafung der Kirchcnfrcfcl ist

k"en von Wyl laut RegimcntSrcccß von 1728 Art. 10 vom Fürsten überlassen, und dabei soll es auch ver-

.^bcn, jedoch mit Vorbehalt des RccurscS und der Appellation an den Fürsten. Die daher fallenden Bußen

zur Kirchcnfabrik angewendet werden. 7. Weil die von Wyl in der Posscssion der Gewalt stehen, „die

^sirtägbrüche abzustrafen", so läßt man cö dabei bewenden, doch mit Vorbehalt der Appellation an den Fürsten

^ dessen Dispcnsationsrechtcs. 8. Wie es mit Abstrafung der Fehlbarcn gehalten »Verden soll, darüber ist

Hauptbcschwcrdc II. Spvc. 9 und 10 gesprochen. 0. Der Hofammann soll nach bisheriger Ucbung und der

Lohnten AusstandSordnung in Anvcrwandtschaftssachcn vom Rathe ausstehen, der Statthalter aber in solchem

einen Vicarius zu substituieren befugt sciu; im Ucbrigcn soll sich der Hofammann durchweg nach seinem
Falle

^de aufführen. 10. Die Hoheit, Herrlichkeit, obrigkeitliche Gewalt, Disposition und Judicatur über den

.^t eignet der Vertrag von 1650 Art. 20 dem Fürsten zu; dabei soll cö verbleiben; denen von Wyl aber

^e>» djx Vergleich von 1472 zugestandenen Nutzungen ohne Abbruch beibehalten werden. 11. Die Büßen¬

de sollen ungefährlich auf bestimmte Zeit nach alter Hebung gehalten und ohne Roth nicht aufgeschoben werden.

Dem Fürsten steht zu, in der Kirche zu Wyl für die Auöleute Particular-Mandate, Bot und Verbot zu

^"ndcn und anzulegen; der Stadtmandatc halber ist Hauptbcschwcrdc III, Spec. 1. Verfügung getroffen.

^Hauptbcschwcrdc IV. DaS Hochgericht, der Blutbann und das Malcfiz gehören dem Fürsten allein
dabei soll nach den Verträge»? verfahren »verde». Auch der Gefangcnnchmung, Bcurtheiluug und Hin-

Mung ^ AuSleutc halber bleibt es bei dem Vertrage von 1502 Art. 3. Spccislis. 1 und 2. Die Judi-

und Jurisdiction über des Scharfrichters Person und Haus soll lediglich dem Fürsten zugchvrcn. i! Wenn

^ ^aininatorcn in Criminalsachen Ertrabcmühungcn haben, sollen sie sich ihrer Belohnung halber beim jcwci-

Statthalter melden. A. Zu Bestellung eines Vogts des Reichs kann der Fürst mit freier Wahl nach dem

^H^leich von 1502 verfahren; jedoch hat man das Zutrauen, daß er die von Wyl mit Annchmung Fremder,

^)t geborene Eidgenossen sind, verschonen »verde. 3. In Ansehung der Gefangennchmung, Eraminicrung und
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Bcurtheilung der Criminalpersoncnin dcr Stadt Wyl „Eschen" soll cS lediglich beim Vertrag von 1502 Art. 3 pcd
bleiben. 1». 7. 8. Den Malefizrichtcrn soll nach dem alten Herkommen und zu gewohnter Zeit in das Malcfi; ^
boten werden; die Reichstage aber sind beförderlich zu halten und der ReichSvogt hat dabei nach den Verträgen
aufzuführen. K. Wegen Verfolgung verdächtiger Leute in dcr Stadt Wyl Gerichten soll cS bei dem Spruche üi'N
Hauptbeschwerde IV. Spee. 5 sein Bewenden haben, Itt Dem Rcichsvogt soll obliegen bei malcfizisä?^
Erecutioncn so viel als möglich zu verhüten, daß dcr Anstößer Güter beschädigt werden. II. DaS

gcricht soll, wenn es nöthig ist, repariert werden. — Hauptbcschwerdc V. Wie die das wylischc Stadtws^
ansehenden Mandata, Satz- und andere Ordnungen zu errichten seien, ist oben Hauptbeschwcrde III.
erledigt. Specialis I. und 2. DaS Recht, über die Vcrlassenschaft der zu Wyl sterbenden Hintcrsäßcn eine ^
zugsordnung zu errichten, soll dem Fürsten allein zudiencn; dcr Abzug selber aber soll vermöge fürstlicher^
willigung dem Spital gehören, tl. In Betreff dcr Disposition über die Kirchcnstühlcbleibt es bei dem Sp^
über Hauptbeschwerde II. Spoc. 4. 4l. Wegen Acufnung dcS Markts und Abschaffung von Mißbraucht
können die von Wyl sich bei dem Statthalterciamt gebührendmelden. S und <i. Das Recht an Sonn- ^
Feiertagen zu dispensieren und das Recht, Handwerksordnungenzu machen, soll dem Fürsten allein zudicut
7. Dcr Fürst soll als Ober- und Landesherr befugt sein, wenn in der Kinderzucht,Polizciordnung und dV
Mangel oder Unordnung sich zeigt, die von Wyl landsvätcrlich zu ermahum. 8. Dem Hofammann
sowohl die ordentlichen, als außerordentlichenRathötage angezeigt werden, er aber dabei seines Aussteht
oder Wcgbleibens halber nach dem Inhalt des Vertrags von 1650 Art. 11 gehalten werden. II
Bewilligung dcr Comödicn, Fastnachtspicle, Marktschreierund Bärentänzer siehe Hauptbeschwcrde I- ^
6. 10. Die von denen von Wyl früher selbst verlangte Ordnung, nach welcher ein neuer RathSinau»

Ergänzung des Zeughauses 25 Gld. erlegen müsse, soll ferner ohne Weigerung beobachtet werden. H ^
vcrburgertcn Pfalzräthc sollen sich nach Sprüchen und Verträgen verhalten; sollten sie jedoch im Namen ^
Fürsten die Stadt Wyl crmahnen, so soll das ihnen nicht so ausgedeutet werden, als hätten sie sich n'idcr

Sradt brauchen lassen. — Hauptbeschwcrde VI., darin bestehend, daß dcr Fürst im fürstlichen Hofe zu ^
aus fremden und heimischen Leuten einen Rath errichte und demselben die dem Rathe der Stadt Wyl ZUiff
rigcn Rechte und Jurisdiction beilege, d. h. den wylischcn Stadtrath in einen fürstlichen Hosrath umwuu
Specialis 1. Dein Fürsten soll freistehen, wen und wie viele er will zu Pfalzräthen anzunehmen,jedoch daß
selben den Sprüchen nnd Verträgen gemäß sich aufführen. 2. Der Stadtmandatcn und anhangenden

gen halber läßt man es beim Vertrag von 1492 Art. 17 bewenden. II. Weil die Eidesformel, welche ^
dahin der Großweibcl gebrauchthat, allem Fürschung thut, was seine Pflichten sowohl gegen den Fürsten,
gegen die Stadt erfordern, so soll es genug sein, wenn er den Eid zu Händen des Fürsten auf bisher .
Weise ablegt. 4l. Die Bestellung dcr Gcmeindeamtsvcrwaltcr, Gcmeindclchenleutc,Zolldicncr, Nachtwu)

u. s. w. soll nach dcr bisherigen Ucbung geschehen.3. Die Beschwerde, daß die Testamente von fürstlichen ^
räthcn mit AusschlußdcS Stadtraths confirmicrtwerden sollen, ist durch Hauptbeschwcrde II- 8p<w- 6^
digt. Ii. Daß den Pfalzräthen anständige Kirchenörter angewiesenwerden, darüber sich zu vereinbaren übet ^
man beiden Theilen. 7. Die Honoranzen oder Präsenzen von den neuen RathSwahlcn sollen entweder ip
abgestellt oder allen Pfalzräthen verabfolgt werden. 8. Der Tavernen und dcr daraus fließenden
nung und deren Disposition halber bleibt es bei dem Vertrag von 1650 Art. 16. — i». Wie Bot und
Satzungen und Ordnungen zu errichten sind, darüber ist Hauptbeschwcrde III. Spoc. 1. gesprochen,
Gcmcindeamtsvcrwaltungen halber bleibt es bei dem Spruche über HauptbeschwerdeVI. Spoc. 4.
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den Inquisitionen der Auslcute zu brauchen ist, ist Hauptbeschwcrde IV. 8pvo. 5 gesagt. 12 Wenn der

^fanunann zugleich zu einem Reichövogt bestellt würde, soll die Klägerstclle im Blutgcricht an feiner i^tatt

b"rch einen Pfalzrath versehen werden. 1t I» Betreff der Vicarien des Hofammanns bleibt cS bei der

Huuptbcschwcrde III. 8pve. 9 gegebenen Bestimmung. I I Wenn die Pfalzräthe außerhalb des fürstlichen

H°Ü's etwas verfehlen, so sollen sie wie andere Bürger dem Gcrichtszwangc der Stadt Wyl um die Vertrags-

"^ige Buße unterworfen sein. IS. Die Abschriften der in dem Hof Wyl gemeinsam geschehenden Verhand¬

ln sollen der Stadt Wyl nach dem eigenen Anerbieten von St. Gallen mitgethcilt werden, oder es soll der

ltschreiber beiwohnen dürfen. — Haupt beschwer de VII., darin bestehend, daß das Stift St. Gallen

du zu Wyl von den sogenannten sanctgallischcn GottcshauSlcutcn für nicht verschieden halte und der Ansicht

"IS seien sie gleichen Herkommens, Rechtens, in gleicher Untcrthänigkcit und Schuldigkeit gegen das Gottes-

l St. Gallen. Uebcr diese Verhältnisse spricht sich der Spruch über Hauptbeschwcrde I. vollständig auö.

lialig. 1. In Ansehung der das ganze Land berührenden Mandate und Ordnungen wird auf Hauptbc-

lrde Iii. Spee. 1 verwiesen. 2. In Beziehung auf eine gemeine Landcsrcgel für den Abzug fremder

lrgescsse„xn" Mittel soll es bei dem Spruche über Hauptbeschwcrde V. 8poo. 2 bleiben, tt. der MarktS-

""d Gewcrbssachcn halber bei dem über Hauptbcschwerdc V. Speo. 4. wegen der Handwcrköordnun-

bei dem über Hauptbeschwcrde V. Spoc. 6. — Später als obige Beschwerden wurden noch andere eingegeben,

le folgendermaßen erledigt werden. 5l'°o. 1. Auf die Beschwerde, vaß das Stift von St. Gallen denen

Wyl wegen der Thür die richterliche Hülfe versagt habe, wird geantwortet, daß das daher rühre, weil sie

dem »ach Hof deßwcgen erlassenen Schreiben die gewöhnliche Unterschrift abgeändert hätten. Sic werden

l angewiesen, künftig auf gewohnte Weise ihre Untcrthänigkcit zu bezeugen. 2. Auf die Beschwerde, daß

Stift denen von Wyl den mit der Stadt Rappcrschwyl errichteten Vertrag wegen dcS Abzugs aufheben

l wird geantwortet, daß, wenn sie mit andern eidgenössischen Städten und Orten des Abzugs halber Vcr-

°""""issc schließen wollen, dieß nicht anders als mit Vorwisscn und Einwilligung des fürstlichen Stifts St. Gal-

iu geschehen habe. t! und äl. Die von Wyl beschweren sich, daß das Stift St. Gallen die Vcrlassenschaft

. in der Stadt seßhaften Herrn Brunctz außerhalb der Stavt Gerichte habe verganten lassen; ferner fordern

!Ü Fürsten die Bezahlung der wegen Brunetz (des wider Protestatio« eingesetzten Rcichsvogts) gemachten

^ldcn. Darauf wird gesprochen, daß fortan die Vergantuug der Güternach dem Gantrecht und nach altem Brauch

genommen werden soll, unv daß es bei dem, was wegen der brunetzischcn Gant vorgegangen sei, sein

"""den haben soll. S^Auf die Beschwerde, daß das Stift wider alten Gebrauch die Hinterlassenschaft der

!" Zielen und Märchen der Stadt Wyl sitzenden Geistlichen beschließe und vcrtheilc, erfolgt der Spruch,

^ die Obsignation der Vcrlassenschaft der innerhalb der Stadt Zielen und Eschen sitzenden Geistlichen dem

allein zudienc, die Vcrtheilung derselben aber nach alter Uebung vorgenommen werden solle. — Ucber-

Wird den Deputierten der Stadt Wyl auferlegt, wegen der ungebührlichen Ausdrücke, welche in den cingcge-

Schriften und während de-S Rechtsstandcs vorgekommen seien, bei dem Fürsten im Namen der Stadt und dem

Müller insinuiert, noch für seine Person Abbitte zu thun, und ihnen für die Zukunft mehr Gehorsam anempfohlen,

geschehener Abbitte soll der Fürst eine völlige Amnestie ergehen lassen. In Beziehung auf die ergangenen

wird erkannt, daß die von Wyl, weil sie ihre Beschwerden nach Form Rechtens nicht hätten beweisen

und deßwcgen im Rechte unterlegen seien, dieselben zu bezahlen haben. Wenn aber die von Wyl

>.^Uerthämgkcit bei Jhro fürstlichen Gnaden „um eine gnädige Betrachtung" einkommcn und sie dazu des

der Gesandten der Schirmortc bedürfen, so wollen sie ihnen dasselbe mit kräftigem Nachdruck ange-
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